
 

  

S 51 AS 4422/14

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 7
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Eignungsabklärung

Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben
Mehrbedarf bei Behinderung

Leitsätze Wird eine Eignungsabklärung als
Maßnahme erbracht, ist ein Mehrbedarf
bei Behinderung anzuerkennen.

Normenkette § 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II
§ 33 Abs 4 SGB IX (aF) / § 49 Abs 4 SGB IX
(nF)

1. Instanz

Aktenzeichen S 51 AS 4422/14
Datum 15.06.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 832/17
Datum 16.07.2020

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 15.
Juni 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist ein Mehrbedarf bei Behinderung fÃ¼r Zeiten der DurchfÃ¼hrung einer
AbklÃ¤rung der beruflichen Eignung (EignungsabklÃ¤rung) in einer
Rehabilitationseinrichtung vom 05.03. bis 27.05.2014.
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Die 1967 geborene, geschiedene KlÃ¤gerin bezog ab dem 25.12.2013 monatlich
631,50 EUR (21,05 EUR tÃ¤glich) Arbeitslosengeld â�� Alg â�� (Bescheid v.
17.01.2014). FÃ¼r ihre 1991, 1994 und 2003 geborenen Kinder erhielt sie
Kindergeld (Bescheinigung v. 14.01.2014), welches sie ihren beiden Ã¤ltesten, nicht
mehr in ihrem Haushalt lebenden, Kindern (TÃ¶chter) weiterleitete. FÃ¼r eine
Kraftfahrzeug (Kfz) â�� Haftpflichtversicherung zahlte die KlÃ¤gerin fÃ¼r 2014 als
Jahresbeitrag 252,42 EUR, der 6,- EUR fÃ¼r einen Schutzbrief enthielt
(Beitragsrechnung v. Oktober 2013).

Mit ihrem jÃ¼ngsten Kind (Sohn) lebte die KlÃ¤gerin in einer Mietwohnung in A â�¦,
fÃ¼r die insgesamt 457,50 EUR monatlich (347,50 EUR Kaltmiete + 110,- EUR
Betriebskostenvorauszahlung) zu zahlen war (Mietvertrag v. 06.08.2013).

Bei der KlÃ¤gerin wurde eine Behinderung festgestellt, der Grad der Behinderung
(GdB) betrug 20 (Bescheid v. 26.09.2013).

Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) Bund bewilligte der KlÃ¤gerin aufgrund
eines Rentenverfahrens wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit (vgl. Angebot v.
04.11.2013, von der Agentur fÃ¼r Arbeit A â�¦ erstelltes Ã�rztliches Gutachten v.
07.01.2014) dem Grunde nach Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (Bescheid
v. 03.12.2013) sowie eine EignungsabklÃ¤rung (Bescheid v. 18.02.2014), welche die
KlÃ¤gerin vom 05.03. bis 27.05.2014 als Pendlerin im Beruflichen Trainingszentrum
(BTZ) Y â�¦ bei einer tÃ¤glichen Arbeitszeit von mindestens vier bis hÃ¶chstens acht
Stunden ohne Anrechnung von Pausen durchfÃ¼hrte (Rehabilitationsvertrag v.
03.03.2014, Teilnahmebescheinigung v. 04.06.2020).

Vom 01.10.2014 bis 31.03.2015 nahm die KlÃ¤gerin im BTZ Y â�¦ an einer
"Berufliche(n) TrainingsmaÃ�nahme" teil (Bescheid v. 08.07.2014,
Rehabilitationsvertrag v. 16.09.2014, Teilnahmebescheinigung v. 04.06.2020), fÃ¼r
die ihr Ã�bergangsgeld bewilligt wurde (Bescheid v. 25.08.2014).

Nach mehrjÃ¤hriger Unterbrechung bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin und ihrem
Sohn auf Antrag vom 23.01.2014 fÃ¼r Januar bis Juni 2014 Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts, fÃ¼r MÃ¤rz bis Juni 2014 als "Gesamtbetrag"
385,46 EUR monatlich, der KlÃ¤gerin 265,90 EUR und ihrem Sohn 119,56 EUR
(Bescheid v. 04.02.2014). Dabei berÃ¼cksichtigte der Beklagte als Gesamtbedarf
1.156,42 EUR (666,67 EUR fÃ¼r die KlÃ¤gerin und 489,75 EUR fÃ¼r ihren Sohn:
Regelbedarfe = 391,- EUR und 261,- EUR; Mehrbedarf als Alleinerziehende = 46,92
EUR; Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung = 457,50 EUR) und als
Gesamteinkommen 770,96 EUR (580,96 EUR bei der KlÃ¤gerin: 631,50 EUR Alg
abzÃ¼glich 30,- EUR Versicherungspauschale und 20,54 EUR [252,42 EUR â�� 6,-
EUR Schutzbrief / 12 Monate] Kfz-Haftpflichtversicherungsbeitrag; 190,- EUR
Kindergeld beim Sohn). Dagegen erhob die KlÃ¤gerin keinen Widerspruch.

Den Antrag der KlÃ¤gerin auf Bewilligung eines Mehrbedarfs bei Behinderung fÃ¼r
die Zeit vom 05.03. bis 27.05.2014 (Schreiben v. 17.03.2014) lehnte der Beklagte
ab (Bescheid v. 01.04.2014; Widerspruchsbescheid v. 09.07.2014, W 1054/14). Die
EignungsabklÃ¤rung sei weder eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben noch
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eine sonstige Hilfe zur Erlangung eines geeigneten Arbeitsplatzes. Vielmehr diene
sie nur der PrÃ¼fung fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die GewÃ¤hrung geeigneter
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. FÃ¼r eine sonstige Hilfe fehle ein direkter
Bezug zur Erlangung eines geeigneten Arbeitsplatzes, da im Anschluss weitere
Schritte zur Auswahl und DurchfÃ¼hrung geeigneter MaÃ�nahmen folgen.

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 18.07.2014 beim Sozialgericht (SG) Dresden Klage
erhoben. Das SG hat den Beklagten ohne mÃ¼ndliche Verhandlung verurteilt, der
KlÃ¤gerin unter Ã�nderung des Bescheids vom 04.02.2014 vom 05.03. bis
27.05.2014 hÃ¶here Leistungen unter BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs von 35
Prozent des maÃ�gebenden Regelbedarfs zu bewilligen, und die Berufung
zugelassen (Urteil v. 15.06.2017). Der Beklagte habe den Ã�berprÃ¼fungsantrag
der KlÃ¤gerin zu Unrecht abgelehnt, da die KlÃ¤gerin vom 05.03. bis 27.05.2014
alle Voraussetzungen fÃ¼r einen Mehrbedarf bei Behinderung erfÃ¼lle.
EignungsabklÃ¤rung und Arbeitserprobung seien Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben. Die Voraussetzung der Teilnahme an einer regelfÃ¶rmigen
MaÃ�nahme sei ebenso erfÃ¼llt. Die EignungsabklÃ¤rung habe sich auch nicht auf
Beratungs- und Betreuungsleistungen beschrÃ¤nkt.

Gegen das â�� ihm am 10.07.2017 zugestellte â�� Urteil hat der Beklagte am
31.07.2017 beim erkennenden Gericht Berufung eingelegt. EignungsabklÃ¤rung
und Arbeitserprobung seien keine Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, da sie
im laufenden Antragsverfahren erfolgen wÃ¼rden. Erst nach Abschluss des
Antragsverfahrens und positiver Entscheidung der DRV wÃ¼rden
Teilhabeleistungen erbracht. Ein potentieller Anspruch auf solche MaÃ�nahmen
genÃ¼ge nicht. Zweifelhaft sei, ob eine EignungsabklÃ¤rung eine "auf dem
Arbeitsmarkt einsetzbare Qualifikation" darstelle. Final auf die Vermittlung von
Kenntnissen und FÃ¤higkeiten, die zur AusÃ¼bung einer ErwerbsfÃ¤higkeit
befÃ¤higen, sei sie nicht ausgerichtet.

Der Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Dresden vom 15.06.2017
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die von ihr absolvierte VollzeitmaÃ�nahme sei eine regelfÃ¶rmige MaÃ�nahme zur
Teilhabe am Arbeitsleben gewesen.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
zugestimmt (Schreiben der BevollmÃ¤chtigten der KlÃ¤gerin v. 22.11.2019,
Schreiben des Beklagten v. 09.06.2020).

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat den Beklagten zu Recht
dem Grunde nach verurteilt, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 05.03. bis 27.05.2014
unter BerÃ¼cksichtigung eines Mehrbedarfs bei Behinderung hÃ¶here Leistungen
als bisher bewilligt zu erbringen.
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Mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten konnte der Senat ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden (Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. Â§ 124 Abs. 2 SGG).

Gegenstand des Verfahrens ist neben der vorinstanzlichen Entscheidung der
Bescheid vom 01.04.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
09.07.2014 (W 1054/14), mit dem es der Beklagte abgelehnt hat, den
Bewilligungsbescheid vom 04.02.2014 fÃ¼r die Zeit vom 05.03. bis 27.05.2014 zu
Gunsten der KlÃ¤gerin zu Ã¤ndern. In der Sache ist Streitgegenstand ein Anspruch
der KlÃ¤gerin auf hÃ¶heres Alg II unter Anerkennung eines Mehrbedarfs bei
Behinderung nach Â§ 21 Abs. 4 SGB II (SGB II i.d.F. der Bekanntmachung vom
13.05.2011, BGBl. I S. 850, soweit nachfolgend nicht anders angegeben; zur
Anwendung des im zeitlich abgeschlossenen Bewilligungszeitraum geltenden
Rechts vgl. nur BSG v. 19.10.2016 â�� B 14 AS 53/15 R â�� Rn. 14 f.; zur
UnzulÃ¤ssigkeit der Abtrennbarkeit dieses Mehrbedarfs von den Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts vgl. nur BSG v. 12.11.2015 â�� B 14 AS 34/14 R
â�� Rn. 11). BeschrÃ¤nkt ist indes der Streitgegenstand auf die Zeit vom 05.03. bis
27.05.2014, da sich nur der Beklagte gegen das Urteil des SG wendet.

Beteiligt als KlÃ¤gerin (Â§ 69 Nr. 1 SGG) und Berufungsbeklagte ist nur die
KlÃ¤gerin und nicht auch ihr Sohn, da sich die Verurteilung des Beklagten â��
entsprechend der Klageerhebung (vgl. Niederschrift v. 18.07.2014) â�� auf
Leistungen fÃ¼r die KlÃ¤gerin beschrÃ¤nkt, wogegen sich nur der Beklagte wendet.
Der Beiladung des 2003 geborenen Sohnes der KlÃ¤gerin nach Â§ 75 Abs. 5 Alt. 1
SGG bedurfte es nicht, auch wenn er ihrer Bedarfsgemeinschaft angehÃ¶rte (fÃ¼r
von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossene AngehÃ¶rigen einer
Bedarfsgemeinschaft st.Rspr. seit BSG v. 23.11.2006 â�� B 11b AS 1/06 R â�� Rn.
13, vgl. z.B. BSG v. 14.06.2018 â�� B 14 AS 13/17 R â�� Rn. 13 sowie Gall in:
jurisPK-SGG, Â§ 75 Rn. 54; Karl in: jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 9 Rn. 232 und Mecke
in: Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 9 Rn. 45; zur Bedarfsgemeinschaft der
Vorgenannten vgl. Â§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II). Von seiner Beiladung nach Â§ 75 Abs. 1
Satz 1 SGG (vgl. hierzu z.B. BSG v. 15.04.2008 â�� B 14/7b AS 58/06 R â�� Rn. 25)
wurde abgesehen, da zwar auch die HÃ¶he seines Leistungsanspruchs vom
Ausgang des Verfahrens abhÃ¤ngt (dazu spÃ¤ter), seine Interessen indes durch die
KlÃ¤gerin hinreichend vertreten werden.

Die zulassungsbedÃ¼rftige Berufung (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG) des
Beklagten ist statthaft (Â§ 143 SGG), da sie vom SG zugelassen wurde, woran der
Senat gebunden ist (Â§ 144 Abs. 3 SGG).

Die auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Berufung des Beklagten ist unbegrÃ¼ndet, da die
KlÃ¤gerin fÃ¼r die Zeit vom 05.03. bis 27.05.2014 Anspruch auf Ã�nderung des
Bescheids vom 04.02.2014 und hÃ¶heres Alg II unter BerÃ¼cksichtigung eines
Mehrbedarfs nach Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II hat.

Statthafte Klageart ist die kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und
Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4, Â§ 56 SGG; zur Notwendigkeit der
Verpflichtungsklage fÃ¼r die RÃ¼cknahme des bestandskrÃ¤ftigen Bescheids vgl.
zu Â§ 44 SGB X nur Keller in: Meyer-Ladewig u.a., SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 54 Rn.
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20c m.w.N. zum Meinungsstand). Nach dem Gesamtzusammenhang des
Urteilsinhalts (Â§ 136 SGG) wollte das SG den Beklagten auch verurteilen, der
KlÃ¤gerin dem Grunde nach hÃ¶here Leistungen zu erbringen (Leistungsklage) und
nicht nur zu bewilligen (Verpflichtungsklage), weshalb von einer Klarstellung der
Urteilsformel abgesehen wurde. Ein derartiges Grundurteil (Â§ 130 Abs. 1 Satz 1
i.V.m. Â§ 54 Abs. 4 SGG) ist auch im sog. HÃ¶henstreit zulÃ¤ssig, da mit
Wahrscheinlichkeit von hÃ¶heren Leistungen ausgegangen werden kann, wenn dem
Klagebegehren gefolgt wird (zu den Voraussetzungen eines solchen Grundurteils
vgl. z.B. BSG v. 29.08.2019 â�� B 14 AS 42/18 R â�� Rn. 12 m.w.N.).

Rechtsgrundlage fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten Anspruch auf
AbÃ¤nderung des Bescheids vom 04.02.2014 fÃ¼r die Zeit 05.03. bis 27.05.2014 ist
Â§ 40 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Nr. 2 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III, Â§ 48
Abs. 1 Satz 1, Satz 2 Nr. 1 SGB X, da nach Erlass des vorgenannten Bescheids mit
DurchfÃ¼hrung der EignungsabklÃ¤rung eine wesentliche Ã�nderung der
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse zu Gunsten der KlÃ¤gerin eingetreten ist (zur Geltung
des Â§ 48 SGB X vgl. z.B. BSG v. 06.04.2011 â�� B 4 AS 3/10 R â�� Rn. 15; zur
Abgrenzung zu dem vom SG angenommenen Â§ 44 SGB X vgl. z.B. BSG v.
04.06.2014 â�� B 14 AS 30/13 R â�� Rn. 13).

Der Bescheid vom 04.02.2014 ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung i.S.d. Â§ 48
Abs. 1 Satz 1 SGB X (vgl. hierzu z.B. SchÃ¼tze in: von Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 8.
Aufl. 2014, Â§ 48 Rn. 3 i.V.m. Â§ 45 Rn. 63 ff), auch wenn sich seine
Regelungswirkung auf sechs Monate beschrÃ¤nkt (zu Bewilligungsentscheidungen
nach dem SGB II vgl. nur Burkiczak in: jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 41 Rn. 63).

Mit DurchfÃ¼hrung der EignungsabklÃ¤rung vom 05.03. bis 27.05.2014 ist nach
Erlass des Bescheids vom 04.02.2014 eine wesentliche Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnissen bei der KlÃ¤gerin eingetreten, da ihr unter
Anerkennung eines Mehrbedarfs nach Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II (zur VerÃ¤nderung
tatbestandsrelevanter Ã¤uÃ�erer Tatsachen vgl. ebenso z.B. SchÃ¼tze, a.a.O., Â§
48 Rn. 8) hÃ¶heres Alg II als bisher bewilligt zu erbringen ist.

Die KlÃ¤gerin ist erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, da sie die
Anspruchsvoraussetzungen zum Erhalt von Alg II dem Grunde nach erfÃ¼llt (Â§ 19
Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II) und sie nicht von Leistungen nach
dem SGB II ausgenommen ist. Ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 8 Abs. 1 SGB II) stand
insbesondere nicht das Verfahren um eine der Renten wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit (Â§ 33 Abs. 3, Â§ 43 SGB VI) entgegen, da sie nicht
erwerbsgemindert (vgl. Angebot der DRV Bund v. 04.11.2013, Ã�rztliches
Gutachten v. 07.01.2014) und dementsprechend imstande war, als Pendlerin
mindestens vier Stunden werktÃ¤glich an der EignungsabklÃ¤rung teilzunehmen.

Als erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte erhÃ¤lt die KlÃ¤gerin Alg II und ihr Sohn,
der seinen Bedarf nicht aus eigenem Einkommen oder VermÃ¶gen decken kann,
Sozialgeld (Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 f., Â§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II), welches jeweils die in Â§
19 Abs. 1 Satz 3 SGB II genannten Bedarfe umfasst.
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Durchgreifende Bedenken gegen die vom Beklagten im Bescheid vom 04.02.2014
ab MÃ¤rz 2014 monatlich berÃ¼cksichtigten Bedarfe (Regelbedarfe von 391,- EUR
und 261,- EUR; Mehrbedarf als Alleinerziehende von 46,92 EUR; Bedarfe fÃ¼r
Unterkunft und Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen von insgesamt
457,50 EUR) sowie das von ihm berÃ¼cksichtigte Einkommen der KlÃ¤gerin (Alg
von 631,50 EUR abzÃ¼glich 30,- EUR sog. Versicherungspauschale und 20,54 EUR
Kfz-Haftpflichtversicherungsbeitrag) wurden â�� abgesehen vom Mehrbedarf nach 
Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II â�� nicht geltend gemacht und bestehen auch nicht.

Ob dies ebenso fÃ¼r das dem Sohn der KlÃ¤gerin zugerechneten und allein bei
seinem Bedarf berÃ¼cksichtigten Kindergeld gilt (Â§ 11 Abs. 1 Satz 5 SGB II; zur
Berechnung nach Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 f. SGB II vgl. nur Karl in: jurisPK-SGB II, 5. Aufl.,
Â§ 9 Rn. 102 f. und Mecke in: Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 9 Rn. 51 ff., auch
zur Kritik an der Rechtsprechung des BSG), obwohl hiervon trotz aktenkundiger
Hinweise auf eine auch fÃ¼r ihn abgeschlossene private Unfallversicherung nicht
die sog. Versicherungspauschale abgesetzt wurde (Â§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Alg II-V i.d.F.
des Gesetzes v. 24.03.2011, BGBl. I S. 453, geÃ¤ndert durch Verordnung v.
21.06.2011, BGBl. I S. 1175; vgl. hierzu z.B. Lange in: Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl.
2017, Â§ 13 Rn. 69), kann dahinstehen, da seine LeistungsansprÃ¼che nicht
Gegenstand des Verfahrens sind.

In AbÃ¤nderung der Bewilligung im Bescheid vom 04.02.2014 ist bei der KlÃ¤gerin
fÃ¼r die vom 05.03. bis 27.05.2014 durchgefÃ¼hrte EignungsabklÃ¤rung ein
Mehrbedarf bei Behinderung nach Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II anzuerkennen, der
auch zusammen mit dem bereits anerkannten Mehrbedarf nach Â§ 21 Abs. 3 Nr. 2
SGB II der HÃ¶he nach nicht den fÃ¼r die KlÃ¤gerin maÃ�gebenden Regelbedarf
Ã¼bersteigt (Â§ 21 Abs. 8 SGB II).

Die personenbezogenen Voraussetzungen des Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II (in seiner
zum 01.01.2011 an die Neufassung des Â§ 20 SGB II angepassten Fassung des
Gesetzes vom 24.03.2011, BGBl. I S. 453; vgl. BT-Drucks. 13/3404, S. 97) liegen vor,
da die KlÃ¤gerin zu den erwerbsfÃ¤higen behinderten Leistungsberechtigten
gehÃ¶rt (Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II, vgl. oben; Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX i.d.F. des
Gesetzes v. 19.06.2001, BGBl. I S. 1046 = SGB IX a.F.; nunmehr Â§ 2 Abs. 1 Satz 1 f.
SGB IX i.d.F. des BTHG v. 23.12.2016, BGBl. I S. 3234 = SGB IX n.F.; vgl. Bescheid v.
26.09.2013), ohne dass es einer Schwerbehinderung (Â§ 2 Abs. 2 f. SGB IX a.F. /
n.F.) oder der Anerkennung eines Merkzeichens (Â§ 69 Abs. 4 SGB IX i.d.F. des
Gesetzes v. 23.04.2004, BGBl. I S. 606 / Â§ 152 Abs. 4 SGB IX n.F.) bedarf.
Dahinstehen kann, ob sich die Behinderung auf die ErwerbsfÃ¤higkeit auswirken
muss (so wohl StraÃ�feld, SGb 2017, 440, 441 f. in Anlehnung an Â§ 16 Abs. 1 Satz
3 SGB II, Â§ 19 Abs. 1 SGB III, Â§ 33 Abs. 1 SGB IX a.F. / Â§ 49 Abs. 1 SGB IX n.F.), da
auch dies bei der KlÃ¤gerin vorliegt (vgl. Angebot der DRV Bund v. 04.11.2013 und
Ã�rztliches Gutachten v. 07.01.2014, wonach die KlÃ¤gerin auch aufgrund der als
Behinderung festgestellten psychischen StÃ¶rung nicht mehr als Erzieherin
erwerbstÃ¤tig sein kann, ohne erwerbsgemindert zu sein, aber die Voraussetzungen
des Â§ 10 Abs. 1 SGB VI vorliegen).

Die sachbezogenen Voraussetzungen des Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II liegen ebenso
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vor, da der KlÃ¤gerin mit der EignungsabklÃ¤rung vom 05.03. bis 27.05.2014 im
BTZ Y â�¦ eine Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben als MaÃ�nahme erbracht
wurde. Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 Alt. 1 SGB II (in der hier maÃ�geblichen, bis zum
31.07.2016 geltenden Fassung; zu nachfolgenden Ã�nderungen spÃ¤ter) setzt die
Erbringung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach Â§ 33 SGB IX a.F.
(nunmehr Â§ 49 SGB IX n.F.) als MaÃ�nahme voraus (vgl. auch Â§ 21 Abs. 4 Satz 2
SGB II: "der dort genannten MaÃ�nahmen"). Jedenfalls wenn, wie hier eine
EignungsabklÃ¤rung nach Â§ 33 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 SGB IX a.F. (Â§ 49 Abs. 4
Satz 2 Halbsatz 1 SGB XI n.F.) als MaÃ�nahme i.S.d. Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II
erbracht wird, ist ein Mehrbedarf nach Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 Alt. 1 SGB II
anzuerkennen (ebenso, indes nicht entscheidungstragend, fÃ¼r eine
Berufsfindungs- und ArbeitserprobungsmaÃ�nahme z.B. LSG Berlin-Brandenburg v.
01.12.2009 â�� L 19 AS 1351/07 â�� juris Rn. 6, 36). Nicht entscheidungserheblich
hingegen ist, ob dies fÃ¼r jede EignungsabklÃ¤rung (und Arbeitserprobung, vgl. Â§
33 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 SGB IX a.F. / Â§ 49 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 SGB XI n.F.)
gilt.

Der Mehrbedarf nach Â§ 24 Abs. 1 Satz 1 SGB II setzt die Teilnahme an einer
regelfÃ¶rmigen besonderen MaÃ�nahme voraus, die grundsÃ¤tzlich geeignet ist,
einen Mehrbedarf auszulÃ¶sen (st.Rspr. seit BSG v. 25.06.2008 â�� B 11b AS 19/07
R â�� Rn. 22, vgl. zuletzt BSG v. 05.07.2017 â�� B 14 AS 27/16 R â�� Rn. 17 ff.
m.w.N.). Dies erfordert eine strukturierte MaÃ�nahme innerhalb eines
organisatorischen Mindestrahmens (vgl. insb. BSG v. 06.04.2011 â�� B 4 AS 3/10 R
â�� Rn. 18 ff.). HierfÃ¼r kann auf die GrundsÃ¤tze zum Begriff der
fÃ¶rderungsfÃ¤higen MaÃ�nahme im Recht der WeiterbildungsfÃ¶rderung
zurÃ¼ckgegriffen werden (vgl. insb. BSG v. 05.08.2015 â�� B 4 AS 9/15 R â�� Rn.
21 m.w.N.). Danach ist wesentlich fÃ¼r eine MaÃ�nahme, dass ein mit der
FÃ¶rderung angestrebtes MaÃ�nahmeziel formuliert wird, diese regelmÃ¤Ã�ig auf
eine auf dem Arbeitsmarkt einsetzbare Qualifikation gerichtet ist (vgl. BSG v.
23.06.1981 â�� 7 RAr 18/80 â�� juris Rn. 33) und ihr ein festgelegter Zeitplan
zugrunde liegt, in dem bei einer Gesamtbetrachtung einzelne unselbstÃ¤ndige
Bestandteile in einem engen zeitlichen, inhaltlichen und organisatorischen
Zusammenhang stehen (vgl. BSG v. 14.02.1985 â�� 7 RAr 96/83 â�� juris Rn. 23,
25; BSG v. 20.03.1986 â�� 11b RAr 11/85 â�� juris Rn. 11).

Unter Beachtung dieser Kriterien handelt es sich bei der vom 05.03. bis 27.05.2014
durchgefÃ¼hrten EignungsabklÃ¤rung um eine MaÃ�nahme i.S.d. Â§ 21 Abs. 4 Satz
1 SGB II. Deren Ziel war die Auswahl erforderlicher und geeigneter Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben (Â§ 33 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1 SGB XI a.F. / Â§ 49 Abs. 1,
Abs. 4 Satz 1 SGB XI n.F.), um durch derartige Leistungen die auch
behinderungsbedingt erhebliche GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
abwenden zu kÃ¶nnen (Â§ 9 Abs. 1 Satz 1, Â§ 10 Abs. 1 Nr. 1, Nr. 2 Buchst. a SGB VI
; vgl. Bescheid der DRV Bund v. 18.02.2014, Â§ 2 Rehabilitationsvertrag). HierfÃ¼r
war die EignungsabklÃ¤rung "erforderlich" (Â§ 33 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1 SGB XI a.F. / 
Â§ 49 Abs. 1, Abs. 4 Satz 1 SGB XI n.F.; Bescheid der DRV Bund v. 18.02.2014).
Weiterhin erfolgte die AusfÃ¼hrung der EignungsabklÃ¤rung nach einem
Rehabilitationskonzept der in Anspruch genommenen Rehabilitationseinrichtung (Â§
19 Abs. 4 Satz 1 SGB IX a.F. / Â§ 36 Abs. 2 Satz 1 SGB IX n.F.) in einem vorab
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festgelegten Zeitplan und organisatorisch zusammenhÃ¤ngenden Rahmen (vgl.
Â§Â§ 2 ff. Rehabilitationsvertrag). Einer Mehrheit von Teilnehmern bedarf es fÃ¼r
die Annahme einer MaÃ�nahme nicht (vgl. BSG v. 20.06.1978 â�� 7 RAr 11/77 â��
juris Rn. 27), auch wenn sie nach dem Vorbringen der KlÃ¤gerin vorlag (vgl. z.B.
Schreiben v. 17.04.2014 und Niederschrift v. 18.07.2014, wonach anderen
Teilnehmern der Mehrbedarf gewÃ¤hrt worden sei). Ob die EignungsabklÃ¤rung
speziell auf die BedÃ¼rfnisse von behinderten Menschen zugeschnitten ist, kann
ebenso dahinstehen (vgl. BSG v. 05.08.2015 â�� B 4 AS 9/15 R â�� Rn. 18). Bei der
EignungsabklÃ¤rung handelte es sich auch nicht nur um kurze GesprÃ¤che, wie sie
auch im Rahmen der Vermittlung durch den GrundsicherungstrÃ¤ger erfolgen
(hierzu BSG v. 22.03.2010 â�� B 4 AS 59/09 R â�� Rn. 20 f.), um eine alleinige
Kontaktaufnahme mit Beratung (z.B. nach Â§Â§ 13, 14, SGB I, Â§ 14 Abs. 2 SGB II;
hierzu BSG v. 06.04.2011 â�� B 4 AS 3/10 R â�� Rn. 21) oder um ein offen
ausgestaltetes Projekt bei weitgehend freier Gestaltbarkeit der Teilnahme an
einzelnen Veranstaltungen ohne fachlichen oder inhaltlichen Zusammenhang
(hierzu BSG v. 05.08.2015 â�� B 4 AS 9/15 R â�� insb. Rn. 3, 22). SchlieÃ�lich steht
einer MaÃ�nahme i.S.d. Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II nicht die Beauftragung und
KostentrÃ¤gerschaft der DRV Bund entgegen (vgl. BSG v. 22.03.2010 â�� B 4 AS
59/09 R â�� Rn. 14; BSG v. 06.04.2011 â�� B 4 AS 3/10 R â�� Rn. 24) und hat die
KlÃ¤gerin ihre tatsÃ¤chliche Teilnahme an der EignungsabklÃ¤rung, die Erbringung
der MaÃ�nahme, nachgewiesen (TeilnahmebestÃ¤tigung v. 04.06.2020).

Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 Alt. 1 SGB II erfasst eine als MaÃ�nahme erbrachte
EignungsabklÃ¤rung, auch wenn sie "rechtstechnisch" nicht zu den von Â§ 33 Abs. 3
SGB IX a.F. (Â§ 49 Abs. 3 SGB IX n.F.) umfassten Leistungen gehÃ¶rt und im
Teilhabeverfahren dem "Verwaltungsverfahren" zugerechnet wird, worauf der
Beklagte (unter Bezug auf Haines in: LPK- SGB IX, 2. Aufl. 2009, Â§ 33 Rn. 38)
hinweist (vgl. zu Â§ 49 SGB IX n.F. ebenso z.B. Bieritz-Harder in: Deiner/Welti,
Behindertenrecht, 2. Aufl. 2018, Stichwort: Arbeitserprobung, Rn. 1; Deusch in:
Dau/DÃ¼well/Joussen, SGB IX, 5. Aufl. 2019, Â§ 49 Rn. 41; Kemper in:
Ehmann/Karmanski/Kuhn-Zuber, Gesamtkommentar SRB, 2. Aufl. 2018, SGB IX, Â§
49 Rn. 12 und Luik in: jurisPK-SGB IX, 3. Aufl., Â§ 49 Rn. 132 f.).

Mit dem Wortlaut des Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II ist ein derartiges VerstÃ¤ndnis
ohne weiteres vereinbar, da er keine EinschrÃ¤nkung auf Leistungen nach Â§ 33
Abs. 3 SGB IX a.F. (Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II i.d.F. des BTHG v. 23.12.2016, BGBl. I
S. 3234: Â§ 49 Abs. 3 SGB IX n.F.) enthÃ¤lt. Nichts anderes gilt aus systematischen
GrÃ¼nden, auch unter WÃ¼rdigung der nach der streitgegenstÃ¤ndlichen Zeit zum
01.08.2016 erfolgten EinfÃ¼gung von "mit Ausnahme der Leistungen nach Â§ 33
Absatz 3 Nummer 2 und 4 des Neunten Buches" in Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 SGB II
(Gesetz v. 26.07.2016, BGBl. I S. 1824), da sie im Zusammenhang mit der
Ã�nderung des Â§ 7 Abs. 5 SGB II erfolgte (vgl. BT-Drucks. 18/8041, S. 39) und
nichts an der grundsÃ¤tzlichen Bezugnahme auf "Leistungen nach Â§ 33 des
Neunten Buches" Ã¤nderte.

Entscheidend fÃ¼r die eine als MaÃ�nahme erbrachte EignungsabklÃ¤rung
umfassende Auslegung des Â§ 21 Abs. 4 SGB II sind dessen Sinn und Zweck, in
typisierender Weise pauschalierte, nicht vom Regelbedarf erfasste Bedarfe
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auszulÃ¶sen, und GrÃ¼nde der Gleichbehandlung mit von Â§ 33 Abs. 3 SGB IX a.F.
(Â§ 49 Abs. 3 SGB IX n.F.) umfassten Leistungen, soweit sie ebenso als
MaÃ�nahmen erbracht werden (zu diesen Auslegungskriterien vgl. zuletzt BSG v.
05.07.2017 â�� B 14 AS 27/16 R â�� Rn. 21).

Â§ 21 Abs. 4 SGB II bezweckt den pauschalen Ausgleich eines typisiert
angenommenen Mehrbedarfs bei Erbringung der von ihm erfassten, grundsÃ¤tzlich
zur AuslÃ¶sung eines Mehrbedarfs geeigneten, MaÃ�nahmen (ebenso st.Rspr. seit
BSG v. 25.06.2008 â�� B 11b AS 19/07 R â�� Rn. 22), um behinderungsbedingte
Nachteile auf dem Arbeitsmarkt auszugleichen (vgl. z.B. BSG v. 15.12.2010 â�� B
14 AS 44/09 R â�� Rn. 16; BSG v. 05.08.2015 â�� B 4 AS 9/15 R â�� Rn. 18; BSG v.
12.11.2015 â�� B 14 AS 34/14 R â�� Rn. 21), ohne dass konkrete
Mehraufwendungen entstehen mÃ¼ssen (vgl. z.B. BSG v. 22.03.2010 â�� B 4 AS
59/09 R â�� Rn. 21; kritisch zur maÃ�geblichen Bedarfslage z.B. StraÃ�feld, SGb
2017, 440, 441).

Diesem Zweck wird nur eine Auslegung des Â§ 21 Abs. 4 Satz 1 Alt. 1 SGB II
gerecht, nach der fÃ¼r eine wie hier als MaÃ�nahme erbrachte EignungsabklÃ¤rung
ebenso ein Mehrbedarf bei Behinderung anzuerkennen ist wie fÃ¼r die erst danach
auswÃ¤hlbaren erforderlichen und geeigneten Leistungen nach Â§ 33 Abs. 3 SGB IX
a.F. (Â§ 49 Abs. 3 SGB IX n.F.), soweit sie als MaÃ�nahme erbracht werden, zumal
GrÃ¼nde fÃ¼r eine unterschiedliche Behandlung nicht bestehen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 f. SGG) liegen nicht
vor. Insbesondere hat die Rechtssache keine grundsÃ¤tzliche Bedeutung (Â§ 160
Abs. 2 Nr. 1 SGG), da unter WÃ¼rdigung der VerhÃ¤ltnisse des Einzelfalls nur fÃ¼r
eine als MaÃ�nahme erbrachte und nicht allgemein fÃ¼r jede EignungsabklÃ¤rung
zu entscheiden war, ob ein Mehrbedarf bei Behinderung anzuerkennen ist.

Erstellt am: 29.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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